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P O S T U L A T von Gabrielle Keller (SP, Turbenthal) und Crista D. Weisshaupt  
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betreffend Sparmassnahmen durch Rationalisierung der Einbürgerungsvefahren 

________________________________________________________________________ 

 

 

Der Regierungsrat wird eingeladen zu prüfen, wie der Kanton durch Rationalisierungen der 

Einbürgerungsverfahren Kosten einsparen könnte. 

 

 

 Gabrielle Keller 

 Crista D. Weisshaupt Niedermann 

 

 

Begründung: 

 

Die heutige Einbürgerungspraxis des Kantons Zürich ist zeit- und somit auch kosteninten-

siv: Die Gesuchstellenden beziehen in ihrer Wohngemeinde ein Formular, welches sie an 

die Direktion des Innern schicken müssen. Die Direktion des Innern kann polizeiliche Erhe-

bungen veranlassen. Sind diese abgeschlossen, geht das Gesuch weiter an das Bundes-

amt für Polizeiwesen in Bern. Das EJPD entscheidet dann über Erteilung oder Nichtertei-

lung der eidgenössischen Einbürgerungsbewilligung. Wird dieser Entscheid positiv beant-

wortet, liegt der Ball bei der Wohngemeinde des Gesuchstellenden. Die Gemeinde kann 

ihrerseits wiederum Abklärungen durch die Polizei anordnen. Hat die Gemeinde grünes 

Licht zur Einbürgerung gegeben, geht das Gesuch zurück an den Kanton. Dieser entschei-

det schliesslich über die definitive Erteilung des Kantons- und Schweizerbürgerrechts. 

 

Gemäss Geschäftsbericht 1995 der Direktion des Innern gingen im vergangenen Jahr 2295 

ordentliche und 1601 erleichterte Einbürgerungsgesuche ein. Hinzu kamen 4124 - bezie-

hungsweise 436 - pendente Fälle aus dem Vorjahr. Allein diese Zahlen bestätigen, dass 

eine effizientere Behandlung der Einbürgerungsgesuche nötig wäre. 

 

Es ist zu prüfen, ob (unter anderem bei den polizeilichen Ermittlungen) Rationalisierungen 

möglich wären und allfällige Doppelspurigkeiten vermieden werden könnten. Vereinfachun-

gen würden es erlauben, Einbürgerungsgesuche schneller zu behandeln und somit Kosten 

einzusparen. Schliesslich würde der administrative Aufwand erleichtert und die oft nerven-

aufreibenden Wartezeiten der Gesuchstellenden auf eine verbindliche Antwort würden ver-

kürzt. 


